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ENTWURF EINER ENTSCHLIESSUNG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS

zu den Beziehungen zwischen der EU und China
Wie lässt sich das seit langem bestehende Problem lösen?“ (2012/2137(INI))

Das Europäische Parlament,

– in Kenntnis der Tatsache, dass die EU und China im Mai 1975 diplomatische 
Beziehungen aufgenommen haben,

– unter Hinweis auf den wichtigsten Rechtsrahmen für die Beziehungen zu China, nämlich 
das im Mai 1985 unterzeichnete Abkommen über die handelspolitische und 
wirtschaftliche Zusammenarbeit zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und 
der Volksrepublik China1, das Wirtschafts- und Handelsbeziehungen sowie das Programm 
für Zusammenarbeit zwischen der Europäischen Union und China umfasst,

– unter Hinweis unter dem Hinweis, dass die Verhandlungen über ein neues Partnerschafts-
und Kooperationsabkommen seit 2007 laufen,

– unter Hinweis auf die 2003 begründete strategische Partnerschaft EU-China,

– unter Hinweis auf den 1994 aufgenommenen strukturierten politischen Dialog zwischen 
der EU und China und den Dialog auf hoher Ebene zu strategischen und außenpolitischen 
Fragen aus dem Jahr 2010,

– unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission an den Rat und das Europäische 
Parlament mit dem Titel „Die Beziehungen EU-China: Mit der engeren Partnerschaft 
wächst die Verantwortung“ (COM(2006)0632) vom 24. Oktober 2006,

– unter Hinweis auf das Arbeitsdokument der Kommission mit dem Titel „Gemeinsame 
Interessen und Aufgaben in einer heranreifenden Partnerschaft“ (KOM(2003)0533), das 
am 13. Oktober 2003 vom Europäischen Rat befürwortet wurde,

– unter Hinweis auf die Schlussfolgerungen des Rates zu strategischen Partnerschaft 
zwischen der EU und China, die vom Rat  „Allgemeine Angelegenheiten und 
Außenbeziehungen“ am 11. und 12. Dezember 2006 verabschiedet wurden,

– in Kenntnis des Strategiepapiers der Kommission zu China (2007-2013), des 
Mehrjährigen Indikativprogramms 2011-2013 und die Halbzeitüberprüfung des 
Strategiepapiers aus dem Jahr 2010 und der Überprüfung des Mehrjährigen
Indikativprogramms 2011-2013,

– in Kenntnis des ersten politischen Grundsatzpapiers Chinas zur Europäischen Union 
überhaupt, das am 13. Oktober 2003 veröffentlicht wurde,

– unter Hinweis auf den 1995 begonnenen Menschenrechtsdialog zwischen der EU und 
China einschließlich der letzten beiden Gesprächsrunden innerhalb dieses Dialogs, die in 
Peking am 16. Juni 2011 abgehaltene 30. Runde und die am 29. Mai 2012 in Brüssel 

                                               
1 ABl. L 250 vom 19.9.1985, S. 2.
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veranstaltete 31. Runde,

– unter dem Hinweis, dass zwischen der EU und China beinahe 60 sektorenspezifische 
Dialoge im Gang sind, unter anderem zu Themen wie Umwelt, Regionalpolitik, 
Beschäftigung und soziale Angelegenheiten oder Zivilgesellschaft,

– unter Hinweis auf den Vertrag über wissenschaftliche und technische Zusammenarbeit 
zwischen der EU und China vom Dezember 1998, der im Jahr 20001 in Kraft trat und 
2004 und 2009 aktualisiert wurde, auf das Partnerschaftsabkommen für Wissenschaft und 
Technologie vom 20. Mai 2009 und die Gemeinsame Erklärung der EU und Chinas zur 
Zusammenarbeit in Energiefragen vom 8. Dezember 2010,

– unter Hinweis auf das Abkommen mit China über die Zusammenarbeit beim 
Satellitennavigationsprogramm Galileo der Europäischen Union vom 30. Oktober 2003,

– unter Hinweis auf den 14. EU-China-Gipfel, der im Februar 2012 in Peking abgehalten 
wurde, sowie dessen Gemeinsame Abschlusserklärung, 

– unter Hinweis auf die Partnerschaft zwischen der EU und China im Bereich Klimawandel 
sowie die Gemeinsame Erklärung zum Klimawandel, die auf dem 8. EU-China-Gipfel im 
September 2005 verabschiedet wurde,

– unter Hinweis auf die Gemeinsame Erklärung der EU und China zur Energiesicherheit, 
die am 3. Mai 2012 in Brüssel verabschiedet wurde, sie das 5. Treffen im Rahmen des 
Energiedialogs zwischen der EU und China vom November 2011,

– unter Hinweis auf den 18. Nationalkongress der Kommunistischen Partei Chinas, der im 
Herbst 2012 stattfinden soll, und die Wechsel an der Führungsspitze des Ständigen 
Ausschusses des Politbüros, die auf diesem Kongress beschlossen werden sollen,

– unter Hinweis auf das jüngste Interparlamentarische Treffen mit China, das am 11. und 
12. Juli 2012 in Brüssel stattfand,

– unter Hinweis auf seine jüngsten Entschließungen zu China, insbesondere seine 
Entschließung vom 23. Mai 2012 mit dem Titel „EU und China: ein 
Handelsungleichgewicht2?“ , vom 2. Februar 2012 zu der Außenpolitik der EU gegenüber 
den BRICS-Ländern und anderen Schwellenländern: Ziele und Strategien3 zu der 
Außenpolitik der EU gegenüber den BRICS-Ländern und anderen Schwellenländern: 
Ziele und Strategien und vom 11. Mai 2011 Bericht über den Jahresbericht des Rates an 
das Europäische Parlament über die Hauptaspekte und grundlegenden Optionen der 
Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik (GASP) im Jahr 2009, der dem 
Europäischen Parlament gemäß Teil II Buchstabe G Nummer 43 der Interinstitutionellen 
Vereinbarung vom 17. Mai 2006 vorgelegt wurde4, 

                                               
1 ABl. L 6 vom 11.1.2000, S. 40.
2 Angenommene Texte, P7_TA(2012)0218.
3 Angenommene Texte, P7_TA(2012)0017.
4 Angenommene Texte, P7_TA(2011)0227.
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– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 7. September 2006 zu den Beziehungen 
zwischen der EU und China1,

– unter Hinweis auf seine Menschenrechtsentschließungen vom 21. Januar 2010 zu 
Menschenrechtsverletzungen in China, insbesondere zum Fall Liu Xiaobo2, vom 10. März 
2011 zu der Lage und dem Kulturerbe in Kaschgar (Uigurisches Autonomes Gebiet 
Xinjiang, VR China)3 , vom 7. April 2011 zum Fall Ai Weiwei4, vom 5. Juli 2012 zu dem 
Skandal um eine Zwangsabtreibung in China5, vom 26. November 2009 zu China: 
Minderheitenrechte und Anwendung der Todesstrafe6 und vom 16. Dezember 2010 zu 
dem Jahresbericht über die Menschenrechte in der Welt 2009 und die Politik der 
Europäischen Union in diesem Bereich,

– unter Hinweis auf das Waffenembargo der Europäischen Union, das nach den 
gewaltsamen Ereignissen auf dem Tiananmen-Platz im Juni 1989 erlassen wurde, wie dies 
vom Europäischen Parlament in seiner Entschließung vom 2. Februar 2006 zu den 
Hauptaspekten und grundlegenden Optionen der GASP befürwortet wurde7,

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 7. Juli 2005 zu den Beziehungen zwischen der 
Europäischen Union, China und Taiwan und der Sicherheit im Fernen Osten8,

– unter Hinweis auf seine bisherigen Entschließungen zu Tibet und zur Menschenrechtslage 
in China sowie seine Entschließungen vom 25. November 2010 zu Tibet – Pläne, 
Chinesisch zur wichtigsten Unterrichtssprache zu machen9, vom 27. Oktober 2011 zu 
Tibet, insbesondere den Selbstverbrennungen von Nonnen und Mönchen10, sowie vom 14. 
Juni 2012 zur Menschenrechtslage in Tibet,11,

– gestützt auf Artikel 48 seiner Geschäftsordnung,

– in Kenntnis des Berichts des Ausschusses für auswärtige Angelegenheiten (A7-
0007/2012),

A. in der Erwägung, dass die strategische Partnerschaft zwischen der EU und China für die 
Beziehungen zwischen beiden Seiten von großer Bedeutung ist, und dass diese sehr 
wichtig dafür sind, Antworten auf zentrale globale Problemstellungen zu finden, wie z. B. 
globale Sicherheitsfragen, die Nichtverbreitung von Atomwaffen oder den Klimawandel;

B. in der Erwägung, dass in China ein Prozess des sozioökonomischen Übergangs von einem 
extensiven Modell des Wirtschaftswachstums hin zu einem Modell, das auf regionale und 

                                               
1 ABl. C 305 E vom 14.12.2006, S. 219.
2 ABl. C 305 E vom 11.11.2010, S. 9.
3 Angenommene Texte, P7_TA(2011)0100.
4 Angenommene Texte, P7_TA(2011)0157.
5 Angenommene Texte, P7_TA(2012)0301.
6 ABl. C 285 E vom 21.10.2010, S. 80.
7 ABl. C 288 E vom 02.11.2006, S. 59.
8 ABl. C 157 E vom 06.07.2006, S. 471.
9 ABl. C 99 E vom 3.4.2012, S. 118.
10 Angenommene Texte, P7_TA(2011)0474.
11 Angenommene Texte, P7_TA(2012)0257.
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soziale Gerechtigkeit sowie – in erster Linie – die Aufrechterhaltung von Stabilität abzielt, 
stattfindet;

C. in der Erwägung, dass sich die Kommunistische Partei Chinas (KPC) auf einen größeren 
Wechsel in der politischen Führung im Rahmen ihres 18. Parteitags im Herbst 2012 
vorbereitet;

D. in der Erwägung, dass der chinesische Staatspräsident Hu Jintao bereits 2007 die höchste 
Ebene der Justiz angewiesen hat, dass die Richter sich von drei obersten Gewalten leiten 
lassen sollten: der Partei, dem Volk und dem Recht (und zwar in dieser Reihenfolge), 
sowie in der Erwägung, dass das chinesische Justizministerium im März 2007 angeordnet 
hat, dass alle Rechtsanwälte einen Treueeid auf die KPC ablegen müssen, damit ihre 
Zulassung verlängert wird;

E. in der Erwägung, dass die erschütternde Meldung von Mitte Juni 2012 über die extrem 
grausame Zwangsabtreibung der ungeborenen Tochter der im siebten Monat schwangeren 
Feng Jianmei die Debatte über die Abschaffung der offiziellen Ein-Kind-Politik neu 
angefacht hat;

F. in der Erwägung, dass die EU an der Ein-China-Politik in den Beziehungen zwischen der 
Volksrepublik China und Taiwan festhält;

G. in der Erwägung, dass China auf die sozialen Menschenrechte (z. B. Nahrung, Kleidung, 
wirtschaftliche Entwicklung) Wert legt, während die EU die individuellen 
Menschenrechte (z. B. Recht auf freie Meinungsäußerung, Religionsfreiheit, 
Vereinigungsfreiheit) betont;

H. in der Erwägung, dass China ein Land ist, in dem sich die Menschen für das Internet 
begeistern und es mehr als 500 Millionen User gibt;

I. in der Erwägung, dass die riesigen autonomen Provinzen Tibet und Xinjiang unter dem 
Gesichtspunkt der „Einheit der Landes“ sowie aufgrund ihrer strategischen, militärischen 
und wirtschaftlichen Bedeutung von größter Wichtigkeit für die Volksrepublik China 
sind;

J. in der Erwägung, dass der chinesische Staat fünf Religionen anerkennt, nämlich 
Buddhismus, Daoismus, Islam und Christentum (sowohl Katholizismus als auch 
Protestantismus); in der Erwägung, dass es für all diese Religionsgemeinschaften zentrale 
Lenkungsgremien in Peking mit der KPC loyal dienenden Beamten gibt; in der Erwägung, 
dass die KPC die religiösen Führer benennt und nicht zugelassene Sekten wie Falun Gong 
verbietet;

K. in der Erwägung, dass China im 21. Jahrhundert dank seiner nach wie vor schnell 
zunehmenden wirtschaftlichen und militärischen Stärke in beeindruckender Weise als 
Supermacht auf die Weltbühne zurückkehrt;

L. in der Erwägung, dass die positive Rolle der Volksrepublik China in Südostasien im 
Hinblick auf die wirtschaftliche Regionalisierung und Dynamik zunehmend von 
Gebietsstreitigkeiten im Südchinesischen Meer mit Vietnam (Paracel/Xisha-Inseln), 
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Malaysia, Indonesien, Brunei, den Philippinen und Taiwan (Spratly/Nansha-Inseln) 
überschattet wird, wobei all diese Gebiete über reiche Fischvorkommen sowie über Öl-
und Gasreserven verfügen;

M. in der Erwägung, dass China enge Beziehungen zu Nordkorea unterhält, was von Mao 
Tse-tung anschaulich mit den Worten beschrieben wurde, man sei sich „so nah wie 
Lippen und Zähne“;

N. in der Erwägung, dass die Beziehungen zwischen China und den Vereinigten Staaten die 
wichtigsten bilateralen Bande der Welt sind, insbesondere aufgrund des Phänomens 
„Chinamerica“ oder der starken finanziellen und wirtschaftlichen Verwebungen zwischen 
Peking und Washington;

O. in der Erwägung, dass nirgendwo auf der Welt Chinas explosionsartiges Wachstum 
deutlicher sichtbar wird als in Afrika, wo das Volumen des gegenseitigen Handels in 
beeindruckender Weise – laut chinesischen Statistiken zwischen 2009 und 2011 um 80 % 
auf 166,3 Milliarden USD – gestiegen ist;

Strategische Partnerschaft und Zusammenarbeit zwischen der EU und China

1. schließt sich der von der EU und China während ihres strategischen Dialogs auf hoher 
Ebene vom 9./10. Juli 2012 in Peking abgegebenen öffentlichen Zusage an, durch ihre 
Strategische Partnerschaft ein gutes Beispiel für internationale Zusammenarbeit im 
21. Jahrhundert geben zu wollen; unterstützt und fördert die beinahe sechzig sektoralen 
Dialoge zwischen der EU und China mit der Überzeugung, dass eine verstärkte und hoch 
entwickelte Partnerschaft für die EU und China von gegenseitigem Nutzen sein wird;

Innere Lage

2. begrüßt den 12. Fünfjahresplan (2011–2015), der im März 2012 vom Nationalen 
Volkskongress gebilligt wurde und in dem die feste Absicht bekundet wird, die negativen 
Nebeneffekte einer beispiellosen Periode lang anhaltenden Wirtschaftswachstums 
anzugehen, wie beispielsweise die akuten Bedrohungen für die Umwelt, die regionalen 
Ungleichgewichte, die zunehmende Ungleichheit der Einkommen und die fortdauernden 
Massenproteste sozialer, wirtschaftlicher und rechtlicher Art; ist der Auffassung, dass die 
Fähigkeiten und Erfahrungen Europas von großem Wert für die Unterstützung und 
Förderung der Innovation in der chinesischen Wirtschaft sein können;

3. erkennt an, dass die Herrschaft der KPC im Volk als legitim angesehen wird, insbesondere 
aufgrund ihrer erfolgreichen Wirtschaftspolitik, teilt jedoch die Kritik unabhängiger 
chinesischer Gelehrter und Beobachter, dass diese Legitimität von einer „roten 
Aristokratie“ naher Familienmitglieder früherer und aktueller Parteiführer, die aufgrund 
ihrer politischen und wirtschaftlichen Beziehungen riesige Vermögen besitzen, ernsthaft 
bedroht wird, wobei der Ernst der Lage jüngst durch die Affaire um Bo Xilai offenkundig 
wurde; 

4. sieht einer zügigen Erfüllung der wiederholten Forderungen nach Demokratisierung und 
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politischen Reformen in der KPC durch eine aufgeschlossene neue Parteiführung 
erwartungsvoll entgegen; ist der Auffassung, dass nur wirksame politische Reformen der 
teilweisen Unabhängigkeit selbstherrlicher Parteifunktionäre in den Provinzen, Distrikten 
und Kommunen, die durch ihren Machtmissbrauch den Ruf der chinesischen Führung im 
In- und Ausland schwer beschädigen – hier sei insbesondere die endemische Korruption 
genannt, bei der sehr viel Geld verlorengeht – Einhalt gebieten können;

5. teilt die Auffassung chinesischer Rechtsanwälte, die einen obligatorischen Treueeid auf 
die KPC entschieden ablehnen, und zwar mit der Begründung, dass dies einen Angriff auf 
das Rechtssystem darstellt, weil Rechtsanwälte einen Eid auf die Verfassung und nicht auf 
eine politische Partei oder Organisation ablegen sollten; 

6. betont, dass Zwangsabtreibungen in China zwar streng verboten sind, mit 
Angelegenheiten der Familienplanung befasste Beamte jedoch regelmäßig Frauen zu 
Abtreibungen oder zur Sterilisierung zwingen; verurteilt die oft unverhältnismäßig hohen 
Strafgebühren, die Eltern im Falle der Geburt von mehr als einem Kind bezahlen müssen, 
wie dies auch in der Tragödie um Feng Jianmei der Fall war; unterstützt energisch 
chinesische Stimmen, die ein Ende der Ein-Kind-Politik fordern;

7. begrüßt die zunehmenden Kontakte zwischen der Volksrepublik China und Taiwan; 
nimmt den klaren Wunsch Chinas nach einer Wiedervereinigung mit Taiwan zur 
Kenntnis; betont, dass dieses politische Ziel durch chinesische Raketen, die auf Taiwan 
gerichtet sind, sowie durch Chinas internationale Isolierung Taiwans weiterhin schwer 
untergraben wird; erwartet, dass die Volksrepublik China, Taiwan und die EU die freie 
Entscheidung der Bevölkerung Taiwans über den internationalen Status ihres Landes 
respektieren werden;

Menschenrechte

8. bewundert den Mut und die soziale Verantwortung zahlreicher chinesischer Bürger in 
Bezug auf die Verteidigung kostbarer sozialer Rechte in ihrem Land, verurteilt jedoch den 
tragischen Stand der Dinge, wonach viele von ihnen offiziell verfolgt und bestraft werden, 
wenn sie sich dafür einsetzen, bekannte soziale Gefahren/Straftaten wie Korruption, 
Amtsmissbrauch, Umweltzerstörung, AIDS-Infektionen, Lebensmittelvergiftungen, 
Baubetrug in Bezug auf Schulen, illegale, häufig von lokalen Parteibehörden angeordnete 
Land- und Vermögensenteignungen, zu bekämpfen; fordert die chinesische Führung 
nachdrücklich auf, die Wahrnehmung staatsbürgerlicher Verantwortung in Bezug auf die 
Wahrung sozialer Menschenrechte zu unterstützen und offiziell verfolgte und bestrafte 
Verteidiger dieser Rechte zu rehabilitieren; erwartet von der verantwortlichen 
chinesischen Führung, die individuellen Menschenrechte strikt einzuhalten;

9. stellt fest, dass die chinesische Regierung ihre Kontrolle des Internets mittels eines neuen 
Gesetzes verschärft, das den Verrat von Staatsgeheimnissen, die Verletzung des 
Nationalstolzes, die die ethnische Einheit des Landes gefährdet oder den Aufruf zu 
„illegalen Protesten“ oder „Massenveranstaltungen“ verbietet; kritisiert die Tatsache, dass 
diese Verbote ziemlich undurchsichtig formuliert sind und somit den Weg für grenzenlose 
Zensur freimachen;

10. erkennt die erheblichen Anstrengungen der chinesischen Regierung an, Tibet und 
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Xinjiang wirtschaftlich zu entwickeln; fordert die chinesische Regierung nachdrücklich 
auf, in politisch verantwortlicher Weise zu handeln, indem die tibetischen und uigurischen 
traditionellen Kulturen und Lebensweisen geachtet und geschützt werden; ist der Ansicht,
dass Peking mit Millionen von Überwachungskameras oder mit repressiven 
Polizeimethoden nicht die Herzen und den Verstand der tibetischen und uigurischen 
Menschen gewinnen kann;

11. betont, dass trotz unnachsichtiger Repression in China ein religiöses Wiedererwachen 
stattfindet, was durch die Wiedereröffnung oder den Wiederaufbau von zahlreichen 
Gebetsstätten dokumentiert wird; fordert die chinesischen Behörden nachdrücklich auf, 
ihre ineffektive Politik der Religionskontrolle durch eine Politik zu ersetzen, die wirkliche 
Religionsfreiheit ermöglicht;

12. wünscht, dass die zunehmenden protestantischen „Hauskirchen“ sowie die inoffiziellen 
katholischen Kirchen vom chinesischen Staat offiziell anerkannt werden; verurteilt auf das 
Schärfste alle Versuche der Behörden, diesen nicht registrierten Kirchen ihr Grundrecht 
auf Religionsfreiheit zu entziehen;

External situation

13. fordert die VR China nachdrücklich auf, ihre zurückgewonnene Position in der Welt in 
verantwortlicher Weise wahrzunehmen, indem sie nach ihren eigenen Kriterien der 
„friedlichen Entwicklung“ und einer „harmonischen Welt“ handelt;

14.  fordert China auf, wachsende internationale Besorgnis über den intransparenten 
Militärhaushalt auszuräumen, der im Jahr 2012 offiziell um 11,2 % auf 80,6 Milliarden 
Euro stieg,

15. betont die weltweite Bedeutung des Südchinesischen Meeres, das von einem Drittel des 
Welthandels passiert wird; fordert alle beteiligten Parteien daher nachdrücklich auf, ihre 
widerstreitenden Gebietsansprüche im Südchinesischen Meer durch internationale 
Vermittlung beizulegen und von einseitigen politischen und militärischen Handlungen 
abzusehen;

16. stellt fest, dass das Überleben des nordkoreanischen Regimes im Wesentlichen von China 
abhängt; sieht der Fortsetzung der Wahrnehmung der Verantwortung für die Stabilität auf 
der koreanischen Halbinsel durch China, der schnellen Wiederaufnahme der Sechs-
Parteien-Gespräche zur nuklearen Bedrohung durch Nordkorea, und vor allem der 
drastischen Verbesserung der alltäglichen Lebensbedingungen der nordkoreanischen 
Bürger durch chinesische Impulse erwartungsvoll entgegen;

17. stellt fest, dass die neue amerikanische Strategie der „Neuausrichtung“ und des 
„Scharniers“ zu Asien von der chinesischen Führung als Bedrohung wahrgenommen wird; 
fordert China und die USA auf, Spannungen und ein Wettrüsten im Pazifik zu vermeiden; 
fordert China nachdrücklich auf, das vitale Interesse der USA an der Sicherung der 
Freizügigkeit auf den Meeren zu achten;

18. begrüßt, dass die chinesische Führung die schwerwiegende Kritik seiner unausgewogenen, 
auf Rohstoffe fixierten Afrika-Politik während des Chinesisch-Afrikanischen Forums der 
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Zusammenarbeit (FOCAC) am 20. Juli 2012 in Peking anerkannt hat, was durch seine 
gegenwärtige offene Förderung der Diversifizierung der Aktivitäten auf dem Kontinent 
demonstriert wird; weist auf die offensichtlichen ethischen und strategischen Schwächen 
des chinesischen Grundsatzes der Nichteinmischung in die Innenpolitik Afrikas in Fällen 
des vom Volk getragenen Widerstands gegen repressive Regimes (z. B. Sudan) oder im 
Fall von Regimewechseln (z. B. Libyen) hin; stellt fest, dass die zunehmende Präsenz 
Chinas in Afrika zu erheblichen sozialen Spannungen geführt hat, begrüßt aber die 
Tatsache, dass chinesische Unternehmen ihre Bereitschaft erklärt haben, in ihren 
Tätigkeiten in Afrika stärker soziale Verantwortung zu berücksichtigen;

19. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung dem Rat, dem EAD, der Kommission, 
den Regierungen und Parlamenten der Mitgliedstaaten und der Beitritts- und 
Bewerberländer, der Regierung der Volksrepublik China und dem Nationalen 
Volkskongress Chinas sowie der taiwanesischen Regierung und dem Legislativ-Yuan von 
Taiwan zu übermitteln.


